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Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Leserinnen und Leser!

Das Thema Energie ist allgegenwärtig. Sei es im Hinblick auf die deutlich 
gestiegenen Kosten oder auch in Bezug auf die Abhängigkeiten, in welche 
wir uns begeben haben. Medial wird zunehmend eine Unabhängigkeit bzw. 
Loslösung von fossilen Energieträgern gefordert. Wir alle wissen, dass das 
nicht von heute auf morgen erfolgen kann, jedoch scheinen die derzeitigen 
Rahmenbedingungen eine gute Grundlage, für neue, mutige Schritte zu bil-
den. Ein Beitrag unserer Kollegin Frau Sara Larissa Schmiedl LL.B. befasst 
sich hierzu mit dem Themenbereich der Energiegemeinschaften. Es gibt 
hier spannende Neuerungen, über welche wir Sie gerne informieren. 

Vielen von Ihnen wird es schon aufgefallen sein, dass wir unsere 
Social Media Präsenz mit neuen Inhalten beleben. Neben fachlichen 
Informationen stellen wir auch unsere Mitarbeiter auf Facebook und 
Instagram vor. Werden Sie Fan bzw. Follower und Sie sind somit immer 
bestens über aktuelle Trends, interne Neuigkeiten und spannende 
steuerliche Insights informiert.

Mit dem Beitrag unseres Kollegen Herrn Stb. Prof. Dr. Peter Pülzl, LL.M. 
und Herrn Stba. Mag. Werner Vötter zur Nächtigungsabgabe in Salzburg 
findet die Beitragsreihe zum „Tourismusbeitrag und der Nächtigungsabgabe 
im Bundesland Salzburg“ mit diesem dritten Teil einen informativen 
Abschluss. Erfahren Sie alles Wissenswerte zur neuen Salzburger 
Nächtigungsabgabe.

Neben weiteren interessanten Fachartikeln aus Steuerrecht und 
Personalverrechnung gibt es auch in unserer Kanzlei viele Neuigkeiten, 
über die wir berichten können. So können wir zu Hochzeiten, 
Dienstjubiläen und runden Geburtstagen gratulieren.

Ich wünsche Ihnen abschließend noch eine interessante und informative 
Lektüre der aktuellen Ausgabe unserer Kanzleizeitung Steuern und Trends.

STB. MAG. JULIAN HOLLEIS

Editorial 

Mag. Thomas Fritzenwallner
Steuerberater, Geschäftsführer

Hermann Gandler
Steuerberater

Mag. Bernd Maier
Steuerberater - Kooperationspartner
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Die Steuerreform brachte auch die Wiedergeburt des sogenannten Investitionsfrei-
betrages (IFB) mit dem Unternehmensinvestitionen steuerlich gefördert werden sollen.

Bei der Anschaffung oder Herstellung von Wirt-
schaftsgütern des abnutzbaren Anlagevermögens 
kann ab 2023 ein IFB als Betriebsausgabe unter 
Beachtung folgender Regelungen geltend ge-
macht werden:
•	 Der IFB beträgt 10 % der Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten. Für Wirtschaftsgüter, 
deren Anschaffung oder Herstellung dem Bereich 
Ökologisierung zuzuordnen ist, erhöht sich 
der IFB um 5 % der Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten. Dies wird noch in einer seperaten 
Verordnung genauer geregelt.

•	 Der IFB kann insgesamt höchstens von Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten in Höhe von 
1.000.000 Euro im Wirtschaftsjahr geltend 
gemacht werden (Aliquotierung bei Rumpfwirt-
schaftsjahren).

•	 Die Absetzung für Abnutzung wird durch den 
Investitionsfreibetrag nicht berührt.

•	 Wird der Gewinn mittels Pauschalierung (nach  
§ 17 EStG oder einer entsprechenden Verord-
nung) ermittelt, steht der IFB nicht zu.

Ein IFB kann nur für Wirtschaftsgüter geltend 
gemacht werden, die
•	 eine betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 
	 von mindestens vier Jahren haben und
•	 inländischen Betrieben oder inländischen 

Betriebsstätten zuzurechnen sind, wenn der 
Betrieb oder die Betriebsstätte der Erzielung 
von betrieblichen Einkünften dient. Dabei gelten 
Wirtschaftsgüter, die aufgrund einer entgeltli-
chen Überlassung überwiegend außerhalb eines 
Mitgliedstaates der EU oder des EWR eingesetzt 
werden, als nicht einem inländischen Betrieb oder 
einer inländischen Betriebsstätte zugerechnet.

Für folgende Wirtschaftsgüter kann der IFB nicht 
geltend gemacht werden:
•	 Wirtschaftsgüter, die zur Deckung eines inves-

titionsbedingten Gewinnfreibetrages heran-
gezogen werden,

•	 Wirtschaftsgüter, für die in § 8 des EStG ausdrück-
lich eine Sonderform der Absetzung für Abnut-
zung vorgesehen ist, ausgenommen Kraftfahr-
zeuge mit einem CO2-Emissionswert von 0 g/km. 

WIE IST DER NEUE INVESTITIONSFREIBETRAG 
AB 2023 GEREGELT?

Studierende dürfen ab dem Kalenderjahr in dem sie 
das 20. Lebensjahr vollenden pro Jahr 15.000 Euro  
verdienen, ohne eine etwaig zustehende Familien-
beihilfe zu verlieren.

Für diese Grenze ist das zu versteuernde  
Einkommen relevant: 
•	 Bruttogehalt (ohne Sonderzahlungen) minus 

Sozialversicherungsbeiträge. 
•	 Lehrlingsentschädigungen, Waisenpensionen 

und jenes Einkommen, das vor oder nach Zeiträu-
men erzielt wird, für die Anspruch auf Familienbei-

hilfe besteht, bleiben unter anderem 
	 außer Betracht. 

Für die Zuverdienstgrenze der Familienbeihilfe ist eine 
„Jahresdurchrechnung“ relevant, d.h. es gibt keine 
monatliche Betrachtungsweise. Übersteigt das Ein-
kommen im Kalenderjahr die Zuverdienstgrenze, ist 
jener Teil der Familienbeihilfe, der den Grenzbetrag von  
15.000 Euro überschritten hat, zurückzuzahlen.

WEBSITE FRITZENWALLNER-GANDLER – 
STEUERNEWS F. KLIENTEN BY ATIKON.COM

FAMILIENBEIHILFE: 
WIEVIEL KÖNNEN STUDIERENDE DAZUVERDIENEN?
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www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

MICHAELA UND BERNHARD 
ALTENBERGER
... zur Hochzeit im Mai 2022

REGINA UND STEFAN 
EMBERGER 

… zur Hochzeit im April 2022

WIR GRATULIEREN

• geringwertige Wirtschaftsgüter, die sofort 
 abgesetzt werden,
• unkörperliche Wirtschaftsgüter, die nicht den 

Bereichen Digitalisierung, Ökologisierung oder 
Gesundheit/Life-Science zuzuordnen sind. 
Ausgenommen vom IFB bleiben jedoch stets 
jene unkörperlichen Wirtschaftsgüter, die zur 
entgeltlichen Überlassung bestimmt sind oder 
von einem konzernzugehörigen Unternehmen 
bzw. von einem beherrschenden Einfluss 
ausübenden Gesellschafter erworben werden,

• gebrauchte Wirtschaftsgüter,
• Anlagen, die der Förderung, dem Transport oder 

der Speicherung fossiler Energieträger dienen 
sowie Anlagen, die fossile Energieträger direkt 
nutzen. Dies wird noch genauer in einer Verord-
nung geregelt.

Der IFB kann nur im	Jahr	der	Anschaff	 ung	oder	
Herstellung geltend gemacht werden. Erstreckt 
sich die Anschaff ung oder Herstellung über mehr 
als ein Wirtschaftsjahr, kann der IFB bereits von 
aktivierten Teilbeträgen geltend gemacht werden.

Scheiden Wirtschaftsgüter, für die der IFB geltend 
gemacht worden ist, vor Ablauf der Frist von vier 
Jahren aus dem Betriebsvermögen aus oder wer-
den sie ins Ausland – ausgenommen im Falle der 
entgeltlichen Überlassung in einen Mitgliedstaat 
der EU/des EWR – verbracht, gilt Folgendes:
• Der IFB ist im Jahr des Ausscheidens oder des Ver-

bringens insoweit gewinnerhöhend anzusetzen.
• Im Falle der Übertragung eines Betriebes ist der 

gewinnerhöhende Ansatz beim Rechtsnachfolger 
vorzunehmen.

• Im Falle des Ausscheidens infolge höherer Ge-
walt oder behördlichen	Eingriff	 s unterbleibt 
der gewinnerhöhende Ansatz.

Voraussetzungen für die Geltendmachung sind:
• Der IFB wird in der Steuererklärung oder Fest-

stellungserklärung an der dafür vorgesehenen 
Stelle ausgewiesen.

• Bei Wirtschaftsgütern, für die der IFB geltend 
gemacht wird, ist dieser im Anlageverzeichnis 
auszuweisen.

WEBSITE FRITZENWALLNER-GANDLER – 
STEUERNEWS F. KLIENTEN BY ATIKON.COM
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Der dreiteilige Beitrag zum Tourismusbeitrag und den Nächtigungsabgaben im Bundes-
land Salzburg hat sich im ersten Teil mit den verfassungsrechtlichen Grundlagen der 
Erhebung von Fremdenverkehrsabgaben beschäftigt und deren grundlegende Charakte-
ristika skizziert (steuern & trends Nr. 101 vom April 2021). Im zweiten Teil wurde dann der 
Salzburger Verbands- und Tourismusbeitrag dargestellt (steuern & trends Nr. 102 vom 
Dezember 2021). Als abschließender Teil der Trilogie werden in diesem Heft die Salzburger 
Nächtigungsabgaben besprochen.

Die Nächtigungsabgaben nach dem  
Salzburger Nächtigungsabgabengesetz 

1.	 Das neue Salzburger 
	 Nächtigungsabgabengesetz
	 Im Jahr 2020 kam es zu einer Zusammenführung 

des bis dahin in Geltung stehenden Salzburger 
Ortstaxengesetzes und des Salzburger Kurtaxen-
gesetzes. Die Inhalte der beiden Gesetze wurden in 
modernisierter Form in das neue Nächtigungs-

	 abgabengesetz übernommen und förmlich 
	 durch dieses abgelöst.

	 Seit 01.03.2020 wird im gesamten Landesgebiet eine 
einheitliche „allgemeine Nächtigungsabgabe“ 
auf entgeltliche Nächtigungen von Personen in be-
stimmten privaten und betrieblichen Unterkünften 
eingehoben. Finanzverfassungsrechtlich handelt 
es sich bei der allgemeinen Nächtigungsabgabe 
um eine Landesabgabe, welche die Unterkunftge-
berinnen oder Unterkunftgeber (in weiterer Folge: 
Unterkunftgeber) von den nächtigenden Perso-
nen einzuheben und an die jeweiligen Gemeinden 
abzuführen haben. Die Gemeinden transferieren die 
Abgabenerträge im Wesentlichen an die jeweiligen 
Tourismusverbände weiter. Diese haben die Erträge 
zur Wahrung, Förderung und Vertretung der örtli-
chen Belange des Tourismus zu verwenden.

	 Weiters wird durch das Salzburger Nächtigungsab-
gabengesetz eine „besondere Nächtigungs-

	 abgabe“ für Ferienwohnungen und dauernd 
	 abgestellte Wohnwagen eingehoben, die zwischen 

Land und jeweiliger Gemeinde aufzuteilen ist 
(Zweckwidmung des Landesanteils für die Siche-
rung und Schaffung von Arbeitsplätzen und für 
Infrastrukturmaßnahmen im ländlichen Raum, ins-
besondere für Klimaschutzmaßnahmen). Darüber 
hinaus sind die Gemeinden ermächtigt, eine 

	 Abgabe vom Besteuerungsgegenstand der beson-
deren Nächtigungsabgabe als zusätzliche Gemein-
deabgabe auszuschreiben (Zweckwidmung für 
Maßnahmen zur Schaffung oder Erhaltung von 
erschwinglichem Wohnraum für Personen mit 
Hauptwohnsitz in der Gemeinde).

2.	Besteuerungsgegenstand
	 Die allgemeine Nächtigungsabgabe zielt auf die 

Besteuerung des Nutzens, den Gäste aus der 
regionalen touristischen Infrastruktur ziehen. 

	 Konkreter gesetzlicher Anknüpfungspunkt ist 
dabei die entgeltliche Nächtigung 
•	 in Räumen, die der Beherbergung von Personen 
	 im Rahmen des Gastgewerbes dienen, 
•	 in Privatunterkünften, 
•	 in Wohnwagen, Wohnmobilen und Zelten sowie 
•	 in sonstigen gleichartigen Unterkünften. 

	 Der Besteuerungsgegenstand ist damit in Hinblick 
auf die Nächtigungsformen sehr weit gehalten, 
allerdings auf die Entgeltlichkeit der Nächtigung 
beschränkt. Mit Blick auf die verfassungsrechtliche 
Voraussetzung eines vorübergehenden Aufenthalts 
erscheint es bedenklich, dass im Salzburger Näch-
tigungsabgabengesetz keine konkrete zeitliche 
Grenze für die Dauer des Aufenthalts gesetzt wird.

	 Die besondere Nächtigungsabgabe zielt auf den 
Freizeitnutzen, der sich aus der Nutzungsmög-
lichkeit von Ferienwohnungen einschließlich 
dauernd überlassener Ferienwohnungen und für 
dauernd abgestellte Wohnwagen ergibt.

3.	Abgabenbefreiungen
	 Bei der allgemeinen Nächtigungsabgabe werden 

bestimmte Personenkreise von der Abgabepflicht 
aus persönlichen oder sachlichen Gründen 
ausgenommen: Dazu zählen insbesondere 
•	 Kinder und Jugendliche bis zum vollendeten 
	 15. Lebensjahr, 

TOURISMUSBEITRAG UND NÄCHTIGUNGSABGABE 
IM BUNDESLAND SALZBURG 
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•	 Berufstätige, die sich zur Berufsausübung 
	 im Gemeindegebiet mehr als zwei Wochen 
	 ununterbrochen aufhalten, 
•	 Schülerinnen und Schüler, die sich im Rahmen des
	 Schulunterrichts im Gemeindegebiet aufhalten, 
•	 behinderte Personen mit einem Behinderungs-
	 grad von mindestens 50 % und 
•	 Gäste, die in Schutzhütten mit überwiegendem 
	 Lagerbereich nächtigen.

4.	Höhe und Festsetzung der Abgaben
	 Bei der Festlegung der Höhe der allgemeinen 

Nächtigungsabgabe dürfen gesetzlich festgesetzte 
Höchstbeträge nicht überschritten und Mindest-
beträge nicht unterschritten werden. Die Höchst- 
und Mindestbeträge pro Person und Nächtigung 
werden vom Gesetz unterschiedlich festgelegt, 
wobei primär zwischen Gemeinden innerhalb und 
außerhalb von Kurbezirken unterschieden wird. In 
Gemeinden innerhalb von Kurbezirken (z.B. Zell 
am See) ist die Abgabe aktuell mit 0,75 Euro bis 
3,40 Euro festzusetzen. Außerhalb von Kurbezir-
ken hat die Festsetzung in Gemeinden, in denen 
ein Tourismusverband der Ortsklasse A oder B 
besteht, mit 0,49 Euro bis 2,45 Euro zu erfolgen. In 
Gemeinden, in denen ein Tourismusverband der 
Ortsklasse C oder kein Tourismusverband besteht, 
ist die Abgabe mit 0,36 Euro bis 1,80 Euro festzu-
setzen. Diese Beträge sind an den VPI 2015 oder an 
einen an dessen Stelle tretenden Index gebunden 
und von der Landesregierung im Verordnungsweg 
zu valorisieren.

	 Zudem besteht die Möglichkeit der Staffelung der 
Abgabe nach der Lage der in einer Gemeinde vor-
handenen Unterkünfte oder nach Saisonen. Eine 
solche Festlegung erfolgt in derselben Verordnung, 
in der auch die ziffernmäßige Höhe der Abgabe 
festgesetzt wird.

	 Die Festsetzung der Abgabenhöhe erfolgt in allen 
Gemeinden, in denen ein Tourismusverband be-
steht, durch dessen Vollversammlung auf Antrag 
des Ausschusses. In Gemeinden außerhalb von 
Kurbezirken, in denen kein Tourismusverband 
besteht, und in der Stadt Salzburg wird die Höhe 
der Abgabe durch die Bürgermeisterin oder den 

Bürgermeister festgelegt. In Gemeinden innerhalb 
von Kurbezirken ohne Tourismusverband erfolgt 
die Festsetzung der Abgabe durch die Landesregie-
rung. Vor jeder Festsetzung ist eine Stellungnahme 
der Gemeindevertretung (bzw. des Gemeinderates 
in der Stadt Salzburg) einzuholen.

	 Die besondere Nächtigungsabgabe ist als jährli-
cher Pauschalbetrag festzusetzen, wobei vom 
Gesetz auch hier ein bestimmter betraglicher 
Rahmen vorgegeben wird. Die Festsetzung der 
Abgabe innerhalb dieses Rahmens obliegt primär 
der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister der 
jeweiligen Gemeinde und erfolgt gleichfalls durch 
Verordnung.

5.	Erhebung der Abgaben
	 Die allgemeine Nächtigungsabgabe ist von der 

nächtigenden Person zu entrichten. Der Unterkunft-
geber hat die Abgabe von der nächtigenden Person 
einzuheben und an die zuständige Abgabenbehörde, 
also der Bürgermeisterin oder den Bürgermeister 
der jeweiligen Gemeinde, abzuführen. Mit der Ein-
hebung geht die Abgabenschuld kraft Gesetz auf 
den Unterkunftgeber über, einhergehend mit einer 
Haftung für die Entrichtung der Abgabe.

	 Sofern die Verpflichtung zur Einreichung von 
monatlichen Abgabenerklärungen besteht, hat 
der Unterkunftgeber die Abgabe monatlich selbst 
zu berechnen und bis zum 15. des zweitfolgen-
den Monats an die Abgabenbehörde abzuführen 
(Selbstbemessungsabgabe). Erfolgt die Einhebung 
der Abgabe in der jeweiligen Gemeinde in Form der 
Datenauswertung auf Basis von Abgabenmel-
deblättern und Mitteilung der zu entrichtenden 
Abgabenschuld durch die Gemeinde, so kann die 
Selbstbemessung der Abgabe unterbleiben.

	 Eine Erleichterung für kleine Fälle besteht 
darin, dass in jenen Fällen, in denen der jährliche 
Abgabenbetrag 1.000 Euro nicht übersteigt, die Ab-
gabenerklärung bzw. Datenauswertung nur einmal 
jährlich bis zum 15.02. des Folgejahres zu 

	 übermitteln ist.

	 Weiters räumt das Gesetz der Abgabenbehörde die 
Möglichkeit ein, mit den Unterkunftgebern Verein-
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barungen über die Entrichtung der Abgabe zu 
treffen, soweit diese die Besteuerung vereinfachen 
und das steuerliche Ergebnis nicht wesentlich ver-
ändern. Dadurch wird eine Entrichtung der Abgabe 
in pauschalierter Form ermöglicht (Pauschalie-
rungsvereinbarung), wodurch die Aufzeichnungs-
pflicht entfällt. Solche Vereinbarungen können für 
einen Zeitraum von bis zu fünf Jahren abgeschlos-
sen werden.

 	 Zur Entrichtung der besonderen Nächtigungsabga-
be sind folgende Personen verpflichtet: 
•	 Bei Ferienwohnungen 
	 die Eigentümerin oder der Eigentümer, 
•	 bei dauernd überlassenen Ferienwohnungen 
	 die oder der Nutzungsberechtigte und 
•	 bei dauernd abgestellten Wohnwagen 
	 die Mieterin oder der Mieter der Stellfläche. 

	 Die Einhebungsverpflichtung samt Abgaben-
schuld und Haftung für die Entrichtung der Ab-
gaben treffen im letzteren Fall die Betreiberin oder 
den Betreiber des Campingplatzes.

	 Die Abgabepflichtigen haben für das abgelaufene 
Kalenderjahr grundsätzlich bis zum 15.01. des 
Folgejahres bei der Abgabenbehörde eine Abga-
benerklärung einzureichen. Allerdings kann ge-
gebenenfalls eine mehrjährige Geltung der einmal 
eingereichten Abgabenerklärung bewirkt werden.

6.	Anzeige- und Informationspflicht; 
	 Unterkunftsregister
	 Im Rahmen der allgemeinen Nächtigungsabgabe 

haben die Unterkunftgeber der Abgabenbehör-
de die beabsichtigte Zurverfügungstellung 
einer Unterkunft formularmäßig anzuzeigen. 
Unterkunftgeber, die bereits bei Inkrafttreten des 
Salzburger Nächtigungsabgabengesetzes eine Un-
terkunft zur Verfügung stellten, hatten die Anzeige 
binnen eines Monats ab Inkrafttreten einzubrin-
gen, außer es war bereits vor Inkrafttreten des 
Gesetzes ein Abgabenkonto über die Orts- oder 
Kurtaxe eingerichtet; in diesem Fall entfiel die 
Anzeigepflicht.

	 Weiters ist auch die Beendigung und jede wesent-

liche Änderung der Zurverfügungstellung einer 
Unterkunft (z.B. der Ausbau eines Dachgeschoßes 
zu einer zusätzlich zu vermietenden Wohneinheit) 
der Behörde anzuzeigen, und zwar innerhalb von 
zwei Wochen.

	 Auf Basis dieser Anzeigen wird von der Abgaben-
behörde nunmehr ein Unterkunftsregister 
geführt und für jede Unterkunft eine Registrie-
rungsnummer vergeben. Auf der Website der 
Gemeinde ist eine aktuell zu haltende Liste der im 
Gemeindegebiet vergebenen Registrierungsnum-
mern zu veröffentlichen.

	 Beim Anbieten von Unterkünften haben Unter-
kunftgeber auf die Höhe der zu entrichtenden all-
gemeinen Nächtigungsabgabe hinzuweisen und die 
Registrierungsnummer der Unterkunft anzugeben 
(z.B. auf der Website).

7.	Besondere Bestimmungen für Dienstean-
bieter im Bereich des Tourismus

	 Aufgrund der zunehmenden Vermietung von Pri-
vatunterkünften über Online-Vermittlungsplatt-
formen wie Airbnb, Booking.com, HomeAway, 
ChaletsPlus, Direct Holidays oder HolidayFlats24 
wurden im Zusammenhang mit der allgemeinen 
Nächtigungsabgabe im Salzburger Nächtigungsab-
gabengesetz Anzeige-, Auskunfts- und Informa-
tionsplichten für sogenannte „Diensteanbieter 
gemäß § 3 Z 2 E-Commerce-Gesetz“ im Bereich des 
Tourismus verankert. Diese haben der Abgaben-
behörde auf Verlangen innerhalb einer angemes-
sen festzusetzenden Frist Name oder Firma und 
Wohnadresse oder Sitz sowie allfällige Telefon-
nummern und E-Mail-Adressen der bei ihnen re-
gistrierten Unterkunftgeber, soweit diese bei ihnen 
registrierte Unterkünfte in der jeweiligen Gemein-
de bereithalten, sowie die Adressen der Unterkünf-
te und die Anzahl der vermittelten Nächtigungen 
für Zwecke der ordnungsgemäßen und vollständi-
gen Abgabenerhebung in einer automationsunter-
stützt auswertbaren Form bekannt zu geben. 

	 Wird dieser Auskunftspflicht nachgekommen, 
ist – vergleichbar der Möglichkeit zum Abschluss 
von Vereinbarungen mit Unterkunftgebern – eine 
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direkte Vereinbarung des diensteanbietenden 
Unternehmens mit der Abgabenbehörde über die 
Modalitäten der Abgabenerhebung (z.B. Berech-
nung, Fälligkeit, Einhebung und Abfuhr samt 
Einreichung der der notwendigen Steuererklä-
rungen) möglich. Erfolgt auf Basis einer solchen 
Vereinbarung die Einhebung der Abgabe durch 
den Diensteanbieter, wird dieser zum alleinigen 
Abgabenschuldner, während für die Entrichtung 
der Abgabe gemeinsam mit dem Unterkunftgeber 
gehaftet wird (solidarische Haftung). 

	
	 Der Diensteanbieter hat in diesem Fall bis zum 

31.03. des Folgejahres die Anzahl der im Vorjahr 
vermittelten abgabepflichtigen Nächtigungen und 

die Höhe der sich daraus ergebenden und jene der 
bereits entrichteten Abgabenbeträge bekannt zu 
geben. Die eingehobene Abgabe ist bis zum 

	 15. des auf die Einhebung zweitfolgenden 
	 Monats abzuführen.
 
8.	Strafbestimmungen
	 Hinterziehungen und Verkürzungen von Nächti-

gungsabgaben, die Verletzung von Anzeige- und 
Informationspflichten sowie die Nichtbefolgung von 
Auskunftsersuchen stellen Verwaltungsübertretun-
gen dar, die mit Geldstrafen zu ahnden sind.

STBA. MAG. WERNER VÖTTER
STB. PROF. DR. PETER PÜLZL, LL.M.

Seit 01.01.2020 gibt es für Online-Plattformen in Österreich neue Aufzeichnungs-
verpflichtungen mit entsprechend strengen Haftungsregelungen. 

Neben den sogenannten Online-Marktplätzen sind 
vor allem auch die Online-Buchungsplattformen im 
Beherbergungsbereich betroffen.

Diese müssen nunmehr auch folgende zusätzli-
che Informationen aufzeichnen:
•	 Beschreibung der Leistung
•	 Aufenthaltsdauer
•	 Anzahl der Personen, die übernachten oder
•	 die gebuchten Betten
•	 Postadresse des Grundstückes

Das Finanzministerium teilt am 27.03.2022 mit, dass 
bisher seit 01.01.2020 7,5 Millionen Meldungen von 
den gesamten Online-Plattformen (Handel, Trans-
port und Beherbergung) erfolgt sind. Diese Datenflut 
wird jetzt für das Finanzamt Österreich zur 

Bearbeitung aufbereitet und diese Meldungen sollen 
mit den Steuererklärungen abgeglichen werden. Die 
Plattformen müssen die Daten 10 Jahre aufbewahren. 

Nach Beendigung der derzeit noch vorrangig 
durchgeführten Coronaförderungsprüfungen 
erwarten wir entsprechende diesbezügliche 
Erhebungen und Prüfungen.

Dies bietet dem Finanzamt weitere detaillierte 
zusätzliche Informationen, die schlussendlich wohl 
auch der jahrelangen Diskussion wegen der unkon-
trollierten Vermietung von Eigentumswohnungen 
über Internetplattformen wie Airbnb, Wimdu, 
9flats geschuldet ist.

STB. HERMANN GANDLER

FINANZAMTSPRÜFUNGEN DURCH 
NEUE EFFIZIENTE KONTROLLMITTEILUNGEN
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KLAUS THÖNE
… zum 30-jährigen Dienstjubiläum

im April 2022

WIR GRATULIEREN

Jederzeit und überall: Neben unserer Website sind 
wir auf vielen Social-Media-Kanälen für Sie aktiv. 
Als Kanzlei Ihres Vertrauens halten wir Sie immer 
auf dem aktuellsten Stand des Steuerrechts. 
Wir sind stets bemüht, Ihnen so viele Vorteile wie 
möglich zu verschaffen. Darüber hinaus wollen wir 
Ihnen viele zusätzliche Services – und diese natür-
lich am Puls der Zeit – bieten. Social Media-Portale 
wie Facebook oder Instagram haben (nicht nur) 
in Deutschland und Österreich zahlreiche Mitglie-
der. Tendenz: Steigend. Darum bietet Ihnen unsere 
Kanzlei jetzt brandneu einen weiteren Service:
Für all unsere KlientInnen, die gerne über Facebook 
oder Instagram informiert werden, haben wir zu 

unserer Fanpage auf Facebook und ein Profil auf 
Instagram eingerichtet. Als unser Fan bzw. Follower 
erhalten Sie nicht nur regelmäßig aktuelle steuer-
liche Informationen, sondern auch News aus 
unserer Kanzlei und Tipps & Tricks für Privat-
personen und Unternehmer. Profitieren auch Sie 
von unserem Informationsservice in Facebook 
und Instagram und besuchen Sie unsere Fanpage! 

Jetzt Fan bzw. Follower werden unter 
www.fritzenwallner-gandler.at/facebook  
www.fritzenwallner-gandler.at/instagram 

Wir freuen uns auf zahlreiche Fans und Follower!

FOLGEN SIE UNS AUF SOCIAL MEDIA



steuern und trends 11

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

WIR GRATULIEREN

VESNA BERISHAJ
… zum 40. Geburtstag

im April 2022

Das Kapitalabfl ussmeldegesetz normiert seit dem 
Jahr 2018, in welchen Fällen von Kreditinstituten 
automatisch Informationen an die jeweils zuständigen 
Finanzämter der Steuerpfl ichtigen übermittelt werden 
müssen. Dieses Gesetz verpfl ichtet unter anderem 
alle Banken, Kapitalabfl	üsse	ab	mindestens	
50.000 Euro von Konten oder Depots natürlicher 
Personen an das Bundesministerium für Finanzen zu 
melden. Ausgenommen von dieser Meldepfl icht sind 
z.B. Kapitalabfl üsse von Geschäftskonten oder 
Anderkonten von Rechtsanwälten, Notaren 
und Wirtschaftstreuhändern.

Kapitalabfl	üsse,	im	Sinne	dieser	Regelung,	sind:
• die Auszahlung und Überweisung von 

Sicht-, Termin- und Spareinlagen,
• die Auszahlung und Überweisung im Rahmen der 

Erbringung von Zahlungsdiensten oder im Zusam-

menhang mit dem Verkauf von Bundesschätzen,
• die Übertragung von Eigentum an Wertpapieren 

mittels Schenkung im Inland sowie
• die Verlagerung von Wertpapieren in 

ausländische Depots.

Auch Umwidmungen eines bestehenden Kontos in 
ein Geschäftskonto sowie die Überweisung von einem 
Privatkonto auf ein Geschäftskonto stellen Kapi-
talabfl üsse dar. Um mögliche Umgehungsmodelle zu 
vermeiden, besteht auch Meldepfl	icht, wenn der Ka-
pitalabfl uss in mehreren Vorgängen, zwischen denen 
off enkundig eine Verbindung gegeben ist, getätigt wurde.
Die Bank hat die entsprechende Meldung jeweils bis 
zum letzten Tag des auf den Kapitalabfl uss folgenden 
Monats abzugeben.

STB. MAG. JULIAN HOLLEIS

KAPITALABFLÜSSE VON PRIVATKONTEN – 
WIE ERFÄHRT DIE FINANZ DAVON?

Österreichische Unternehmer, die zum Vorsteuerabzug 
berechtigt sind, können sich unter bestimmten Voraus-
setzungen auch Vorsteuern, die außerhalb Österreichs 
angefallen sind, erstatten lassen. 

Erstattung aus EU-Mitgliedstaaten
Für Vorsteuervergütungen aus Mitgliedsländern der 
Europäischen Union (EU) müssen die Anträge 
elektronisch bis zum 30.09.2022 gestellt werden.

WEBSITE FRITZENWALLNER-GANDLER – 
STEUERNEWS F. KLIENTEN BY ATIKON.COM

VORSTEUERERSTATTUNG AUS EU-MITGLIEDSSTAATEN 
FÜR 2021 BIS 30.09. BEANTRAGEN!



GRUBER 
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WACHSEN
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Geschäftsführer: Bernhard Gruber
Akademischer Unternehmensberater, CMC, CSE

5741 Neukirchen am Großvenediger, Schlosserfeld 344 
T. 06565 2091, F. 06565 2091 460
5730 Mittersill, Gerlosstraße 8b

F. 06562 48658 440, offi  ce@gruber-partner.at

Die Sonderausgabenbegünstigung für Personen-
versicherungen (außer die unbegrenzt abziehbaren 
Beiträge zu einer freiwilligen Weiterversicherung 
einschließlich Nachkauf von Versicherungszeiten), 
für Wohnraumschaff	ung und für Wohnraumsa-
nierung läuft ab 2016 aus und entfällt spätestens ab 

dem Veranlagungsjahr 2021. 
Weiterhin abzugsfähig sind:
• Kirchenbeiträge (automatische Datenübermittlung)
• Spenden (automatische Datenübermittlung)
• Steuerberatungskosten
• Bestimmte Leibrenten

Familienbonus Plus bei getrennt lebenden Eltern
Der Familienbonus Plus kann grundsätzlich nur 
zwischen dem Familienbeihilfenbezieher und dem 
Unterhaltsverpfl ichteten aufgeteilt werden.
Der Unterhaltsverpfl ichtete muss seinen Unterhalts-
zahlungen im vollen Ausmaß nachkommen. 

Achtung: Ein NEUER Partner, der NICHT die Fami-
lienbeihilfe bezieht, hat keinen Anspruch auf den 
Familienbonus Plus, wenn der Unterhaltsverpfl ichte-
te seine Unterhaltszahlungen leistet!

Muss der Familienbonus Plus in der Arbeitneh-
merveranlagung/Steuererklärung beantragt 
werden, auch wenn ihn der Arbeitgeber schon 
berücksichtigt hat?
JA, sobald eine Arbeitnehmerveranlagung/Steuer-
erklärung abgegeben wird, muss der Familienbonus 
Plus nochmal in der Erklärung beantragt werden. 
Andernfalls würde es zu einer Steuernach-
zahlung kommen!

Nähere Informationen zu diesen beiden Themen erhalten Sie gerne in unserer Kanzlei!
Fritzenwallner – Gandler, Wirtschaftstreuhand- und Steuerberatungsgesellschaft mbH
5741 Neukirchen am Großvenediger, Schlosserfeld 344
Ansprechpartnerin: Martina Dreier, 06565/6598-393, m.dreier@gruber-partner.at

SONDERAUSGABEN AB DEM VERANLAGUNGSJAHR 2021

WICHTIGE HINWEISE ZUM FAMILIENBONUS PLUS

steuern und trends 13
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Mit 01.10.2021 wurden die Kündigungsbestimmun-
gen für Arbeiter an die Kündigungsbestimmungen 
für Angestellte angepasst. Ausgenommen davon 
sind nur einige Saisonbranchen. 
Zum Zeitpunkt der Anpassung war noch nicht klar, 
ob das Hotel- und Gastgewerbe auch als Saison-
branche anzusehen ist. 

Jetzt hat der Oberste Gerichtshof entschieden, dass 
die Beweise von den Fachverbänden bezüglich des 
Überwiegens der Saisonbranche im Hotel- und Gast-
gewerbe nicht ausreichen. Somit würden für das 
Hotel- und Gastgewerbe die angepassten Kündi-
gungsbestimmungen zur Anwendung kommen.
Die Fachverbände der WKO haben aber noch die 
Möglichkeit, den Saisoncharakter mittels neuen 
Datenmaterials zu beweisen. 

Solange keine höchstgerichtliche Klärung der Situation 
durch Einigung der KV-Partner erfolgt, sollte in den 
Dienstverträgen eine kombinierte Formulierung in 
Bezug auf die Kündigungsbestimmungen erfolgen.

Obwohl immer noch Unklarheiten vorhanden 
sind, beginnt die Arbeiterkammer damit, für 
Kündigungen mit Einhaltung der 14-tägigen 
Kündigungsfrist (lt. Kollektivvertrag) Kündigungs-
entschädigungen einzufordern. 

Aus diesem Grund empfehlen wir, alle Auflösun-
gen von Dienstverhältnissen schriftlich fest-
zuhalten. Am besten durch Zeitablauf aufgrund 
eines befristeten und unterschriebenen Dienst-
vertrags oder durch eine schriftliche einver-
nehmliche Lösung.

Das Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz 
soll Arbeitnehmern das zustehende Entgelt für die 
erbrachte Arbeitsleistung sichern und einen fairen 
Wettbewerb zwischen den Unternehmen ermög-
lichen. Das gesamte durch Gesetz oder Kollektiv-
vertrag zustehende Entgelt ist in die behördliche 
Lohnkontrolle nach dem LSD-BG einzubeziehen. 
Aufwandsersätze und Sachbezüge dürfen, so-
weit der Kollektivvertrag nichts anderes bestimmt, 

für die Zwecke der Bestimmung des kollektivver-
traglichen Entgelts nicht angerechnet werden.
Eine zu niedrige Entlohnung der Dienstnehmer 
führt bei einer Überprüfung zu einer Nachzahlung 
der Differenz und zu hohen Strafzahlungen. 
Die Überprüfung erfolgt durch die österreichische 
Gesundheitskasse oder durch die Finanzpolizei im 
Zuge einer GPLB (Gemeinsame Prüfung Lohnabga-
ben und Beiträge) Prüfung.

Ab 01.07.2022 wird eine neue Kurzarbeitsrichtlinie 
gültig. Das aktuelle Modell wird bis 31.12.2022 verlän-
gert, allerdings wird der Zugang zur Kurzarbeit 
erschwert um die Inanspruchnahme der Kurzar-
beitsbeihilfe einzudämmen. 

Jedes Unternehmen, das beabsichtigt, Kurzarbeit 
ab 01.07.2022 zu beantragen, muss dieses Vorhaben 
mindestens 3 Wochen vor dem geplanten Be-
ginn der Kurzarbeit bei der zuständigen regionalen 
Geschäftsstelle des AMS melden. 

Danach erfolgt ein Beratungsverfahren durch das 
AMS mit den zuständigen Sozialpartnern. 
Das Kurzarbeitsbegehren muss vor Beginn der Kurz-
arbeit eingebracht werden. 

Die Sozialpartnervereinbarung wird erst nach Ab-
schluss des Beratungsverfahrens vom Unternehmen 
ausgefüllt und ist im eAMS-Konto hochzuladen.
Für die Gewährung der Kurzarbeitsbeihilfe über das 
Höchstausmaß von 24 Monaten hinaus, benötigt 
man besondere wirtschaftliche Gründe.

KÜNDIGUNGSFRISTEN GASTGEWERBE

LOHNDUMPING

KURZARBEIT AB 01.07.2022 
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Eine Vertragsbeziehung zwischen Übergeber und 
Übernehmer oder eine Gegenleistung ist für einen 
Betriebsübergang im arbeitsrechtlichen Sinn 
nicht erforderlich. Somit gilt auch schon die Ver-
pachtung eines Betriebes oder die Rückgabe an 
den Verpächter als Betriebsübergang. Auch eine 
Verschmelzung gilt als Betriebsübergang. 

Mit dem Betriebsübergang wird der Arbeitgeber 
gewechselt. Der Betriebserwerber muss alle Ar-
beitsverhältnisse mit allen Rechten und Pflichten 
übernehmen. Es kommt allerdings zu keiner Än-
derung des Arbeitsvertrages und es erfolgt auch 
keine Endabrechnung. 

Eine Arbeitgeberkündigung aufgrund des Betriebs-
überganges ist rechtsunwirksam, es besteht aber 
kein absolutes Kündigungsverbot. 

Ist mit dem Betriebsübergang ein Kollektivver-
tragswechsel verbunden, so kommen die Rege-
lungen des neuen Kollektivvertrages zur Anwen-
dung – auch wenn dieser in bestimmten Bereichen 
schlechtere Regelungen enthält. 

Ist das Mindestentgelt im neuen Kollektivvertrag 
niedriger als im vorherigen Kollektivvertrag, so 
hat der Arbeitnehmer weiterhin Anspruch auf das 
höhere Mindestentgelt. 

BETRIEBSÜBERGANG

Ab 01.05.2022 sind Anträge nach dem Ausländer-
beschäftigungsgesetz nur noch über das eAMS-
Konto möglich.

Dies wird geändert, da die meisten Betriebe auf-
grund der Kurzarbeit mittlerweile ein eAMS-Konto 
haben – sollte dieses noch nicht vorhanden sein, 
unterstützen wir oder auch das AMS gerne bei der 
Beantragung sowie der Verwendung des Kontos.

Die Vorteile dieser Änderung sind:
• Unabhängigkeit von Geschäftszeiten

• Daten von einmal beantragten Mitarbeitern 
 bleiben gespeichert
• es können mehrere Personen in einem Antrag 

zusammengefasst werden
• Kommunikation mit AMS wird vereinfacht
• jederzeitiger Überblick über den Bearbeitungs-

stand der Anträge
• positiver Bescheid sofort im eAMS-Konto 
 ersichtlich
• Beginn- und Beendigungsmeldungen der Be-

schäftigung können direkt über das eAMS-Konto 
erledigt werden

ANTRÄGE NACH DEM AUSLÄNDERBESCHÄFTIGUNGSGESETZ
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IHR TEAM DER PERSONALVERRECHNUNG

Aufgrund der EU-Massenzustromrichtline wird uk-
rainischen Flüchtlingen ein rascher Aufenthaltstitel 
gewährt und außerdem sieht diese Richtlinie einen 
Zugang zum Arbeitsmarkt, zu Sozialleistungen, Wohn-
raum, medizinischer Versorgung und Bildung vor.

Das Aufenthaltsrecht ist bis 03.03.2023 gültig für:
• ukrainische Staatsbürger
• sonstige Drittstaatsangehörige oder Staatenlose 

mit internationalem Schutzstatus in der Ukraine
• Familienangehörige

Soll ein Flüchtling aus der Ukraine beschäftigt wer-
den, muss eine Beschäftigungsbewilligung durch 
das AMS ausgestellt werden – dieser Antrag kann 
gestellt werden, sobald der Flüchtling den „Aus-
weis für Vertriebene“ erhalten hat. Die Bewilligung 
wird dann vom AMS zügig erteilt.

Dieser Ausweis ist ein Aufenthaltstitel, der es den 
Flüchtlingen gestattet, temporär in Österreich zu 
leben und zu arbeiten.

Wie erhält man diesen Ausweis:
• Registrierung in Aufnahme- oder Registrierungs-

zentren oder in bestimmten Polizeidienststellen
• für Registrierung Reisepass, oder sonstige Identi-

tätsdokumente, Geburtsurkunde und Heiratsur-
kunde erforderlich

• ab 14 Jahren erkennungsdienstliche Behandlung

Ukrainische Flüchtlinge dürfen in allen Bereichen 
beschäftigt werden. Bewilligungen im Tourismus 
werden auch außerhalb der normalen Saisonkon-
tingente erteilt.

BESCHÄFTIGUNG VON FLÜCHTLINGEN AUS DER UKRAINE
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Keine Rechnung ohne QR-Code

Mithilfe des Aufdruckes eines QR-Codes anstelle der Beilage eines Zahlscheins kann der 
Zahlungsempfänger die Kosten für die Einzeltransaktion um bis zu 60 % reduzieren. Bei 100 
Gutschriften im Monat kann so eine Einsparung von bis zu 500 Euro jährlich erzielt werden.

„Zahlen mit Code“
Dabei werden die Transaktionsdaten in einem QR-Code gespeichert und können mittels 
Banking-App am Handy ganz einfach eingelesen werden.

Wie komme ich zu diesem Code?

• Entweder die Rechnungssoftware kann diesen erstellen und gleich fi x und fertig auf 
 die Rechnung aufdrucken oder

• auf der Internetseite der Payment Services Austria GmbH 
(URL: https://zv.psa.at/de/qr-code-generator.html). 
Dabei können entweder nur die Empfängerdaten mit IBAN oder der komplette 

 Überweisungsauftrag angegeben werden, wobei ersteres perfekt als Ersatz für einen 
 beigelegten Zahlschein dienen kann. Der so erstellte QR-Code kann dann als 
 Grafi kdatei in eine Rechnungsvorlage übernommen werden.

Vereinbaren Sie einen Termin mit Ihrem Bankberater – in einem gemeinsamen Gespräch wer-
den die Zahlungsverkehrsbewegungen analysiert und gegebenenfalls Optimierungen erarbeitet.

Wir unterstützen Sie gerne!

KOSTENOPTIMIERUNG DURCH 
DIGITALEN ZAHLUNGSVERKEHR

Beispiel für 
einen QR-Code
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CLEAN ENERGY
PACKAGE 

DER EU
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ENERGIE – sie begleitet uns jeden Tag und das meistens ohne, dass wir es bewusst wahr-
nehmen.  Entscheidungen darüber beeinfl ussen nicht nur den Energiesektor selbst, son-
dern auch Staaten, Produzenten, das Ökosystem und das damit verbundene Klima, sowie 
schlussendlich jeden einzelnen von uns. Durch „neu-erlassene“ Gesetzesakte wurde es 
daher ermöglicht, dass künftig jeder einzelne Teil der Energiewende sein kann und dabei 
in unterschiedlichsten Rollen künftig auf diesem neuen dezentralen Markt agieren kann.

Im Mai 2019 wurde das Clean Energy Package 
auf	Unionsebene	fi	nalisiert, womit für alle Mit-
gliedstaaten eine Umsetzungsfrist für die erlassenen 
Richtlinien begann. Besondere Relevanz hatte dabei 
die Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU 2018/2001), 
welche den Grundstein für die heutige Bildung von 
Erneuerbaren-Energie-Gemeinschaften darstellt, 
sowie die Elektrizitätsbinnenmarkt-Richtlinie 
(EU 2019/944), welche es ermöglicht Bürgerenergie-
Gemeinschaften zu gründen. Durch die im Sommer 
2021 umgesetzten Rechtsakte auf nationaler Ebene, 
welche unter anderem im Erneuerbaren-Ausbau-
Gesetz, dem Elektrizitätswirtschafts- und -organisati-
onsgesetz 2010, sowie in einigen weiteren nationalen 
Gesetzen erlassen wurden, ist es nun auch in 
Österreich möglich sich zu Energiegemein-
schaften zusammenzuschließen. 

Künftig können sich zwei oder mehrere Mitglieder 
als Gesellschaft zusammenschließen und in dieser 
Gesellschaft Energie gemeinsam erzeugen, verteilen, 
verbrauchen, speichern und auch verkaufen. 

Wer kann also nun eine 
Energiegemeinschaft gründen?
Durch diese Umsetzungen sollen künftig Privatperso-
nen, Gemeinden, Rechtsträger von Behörden, sonsti-
ge juristische Personen öff entlichen Rechts und auch 
insbesondere KMUs die Möglichkeit erhalten Teil der 
Energiewende zu sein und sich aktiv im Energiesektor 
zu beteiligen. Damit soll schlussendlich die regionale 
Wertschöpfung, die Ökologie, die Wirtschaftlichkeit, 
die Preisstabilität und auch die Dezentralisierung im 
Energiesektor gefördert werden. 

Welche Möglichkeiten sind dann 
voneinander abzugrenzen?
Unterschieden wird primär ob sich die Mitglieder für 
eine Erneuerbare-Energie-Gemeinschaft entscheiden, 
also eine Gesellschaft, die Energie, sowohl in Form 

von Strom, Wärme, als auch Gas, aus erneuerbaren 
Quellen nützt, oder ob man sich lediglich auf die 
elektrische Energie fokussiert und sich dabei für die 
Bürgerenergie-Gemeinschaft entscheidet. 
Damit einhergehend sind in weiterer Folge natürlich 
unterschiedlichste technische und rechtliche 
Ausgestaltungen möglich.

Bei den Erneuerbaren-Energie-Gemeinschaften 
ist in weiterer Folge noch zu unterscheiden, ob 
sich diese auf den lokalen Bereich oder den 
regionalen Bereich erstrecken soll, denn je nach 
deren Ausrichtung fallen beim Netzbetreiber 
unterschiedliche Begünstigungen an.

Welche Möglichkeiten gibt es, wenn man 
die	Anschaff	 ungskosten	am	Beginn	nicht	
selbst aufbringen kann?
In solchen Fällen wurde vom Gesetzgeber auch 
die Möglichkeit eingeräumt, sich entweder einem 
Contractor zu bedienen oder andererseits über ein 
Leasing-Modell teilzunehmen. Über diese Modelle 
werden anfängliche Hürden durch zu hohe 
Anschaff ungskosten minimiert und für alle 
Interessierten der Beitritt und das Agieren im 
Elektrizitätssektor liberalisiert. 

Wie wird künftig unser 
Energiemarkt aussehen?
Erneuerbare Energien, dezentrale Energieproduktion 
und smarte Energieeffi  zienz sollen künftig eine we-
sentlich höhere Versorgungssicherheit als bisher ge-
währleisten und dabei das Klima nachhaltig schonen. 
Auch die regionale Wertschöpfung und das Bewusst-
sein aller soll künftig nachhaltig gefördert werden. 

QUELLE: SARA LARISSA SCHMIEDL, LL.B. (2022). 
Clean Energy Package – Die rechtliche Ausgestaltung 
der europäischen Energiewende. Johannes Kepler 
Universität Linz, Institut für Europarecht. 

ENERGIEGEMEINSCHAFTEN – 
EIN DEZENTRALISIERTER STROMMARKT FÜR ALLE!

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage
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